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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anliegend übersende ich den von der Bundesregierung bechlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Kraftloserklärung von 
Hypotheken-, Grund schuld- und Renten- 
schuldbriefen in besonderen Fällen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. September 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


zur Änderung des Gesetzes über die Kraftloserklärung 
von Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefen 
in besonderen Fällen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Kraftloserklärung von 
Hypotheken-, Grundschuld- und Renten- 
schuldbriefen in besonderen Fällen vom 18. 
April 1950 (Bundesgesetzbl. S. 88) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 9 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Verfahren nach den vorstehenden 
Vorschriften beträgt der Wert des Streit- 
gegenstandes ein Fünftel des Wertes der 
dem Antragsteller zustehenden Hypo- 
thek.“ 

2. In § 15 Abs. 2 und 3 werden die Worte 
„31. Dezember 1952“ durch die Worte 
„31. Dezember 1955“ ersetzt. 


Begr ü 


Das Gesetz über die Kraftloscrklärung von 
Hypotheken-, Grundschuld- und Renten- 
schuldbriefen in besonderen Fällen vom 18. 
April 1950 (BGBl. S. 88) soll den Schwierig- 
keiten abhclfen, die dadurch entstanden 
sind, daß seit 1945 vielfach in seinem Gel- 
tungsbereich nicht rechtswirksame Maßnah- 
men getroffen sind, durch welche die Gläu- 
biger von Grundpfandrechten an der im 


3. In § 15 Abs. 4 werden die Worte „31. 

Dezember 1953“ durch die Worte „31. 

Dezember 1956“ ersetzt. 

§ 2 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. § 1 Nr. 1 ist auch auf 
Fälle anzuwenden, in denen der Wert des 
Streitgegenstandes vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes festgesetzt ist, aber die Kosten noch 
nicht vollständig gezahlt sind. 

§ 3 

Das Gesetz über die Kraftloserklärung von 
Hypotheken-, Grundschuld- und Renten- 
schuldbriefen in besonderen Fällen vom 
18. April 1950 (Bundesgesetzbl. S. 88) 
in der Fassung dieses Gesetzes gilt auch 
im Lande Berlin, sobald Berlin gemäß Arti- 
kel 87 Abs. 2 seiner Verfassung die Anwen- 
dung des Gesetzes beschlossen hat. 


düng 


Rechtsverkehr erforderlichen Vorlegung 
ihrer Hypothekenbriefe gehindert wurden. 
Bei Erlaß des Gesetzes wurde damit gerech- 
net, daß die Kraftloserklärungen in diesen 
Fällen bis zum Ende des Jahres 1952 durch- 
geführt sein würden. Die Geltung der Vor- 
schriften des Gesetzes wurde daher in § 15 
Abs. 2 bis 4 zeitlich beschränkt. Hier wurde 
bestimmt, daß 
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1. Anträge auf Grund des § 1 nur bis zum 
31. Dezember 1952 gestellt werden könn- 
ten, 

2. § 14 Abs. 1 nur anzuwenden sei, wenn 
das Aufgebotsverfahrcn bis zum 31. De- 
zember 1952 beantragt worden ist, 

3. § 12 und § 14 Abs. 2 nur auf Rechts- 
streitigkeiten anzuwenden seien, die bis 
zum 31. Dezember 1953 bei Gericht an- 
hängig gemacht sind. 

Inzwischen hat sich ergeben, daß erst ein 
Bruchteil der Kraftloscrklärungen durdige- 
führt ist, für die das Gesetz die Möglichkeit 
eröffnet. Einige Hypothekenbanken, die 
ihre Bestände an Hypothekenbriefen außer- 
halb des Bundesgebietes verwahrt hatten, 
haben die Verfügung über Zehntausende von 
noch vorhandenen Briefen verloren. Sie kön- 
nen die erheblichen Kosten, die in jedem 
Einzelfalle für das Verfahren nach dem Ge- 
setz vom 18. April 1950 entstehen, nur all- 
mählich im Laufe mehrerer Jahre aufbrin- 
gen. Es ist daher erforderlich, die Geltung 
des Gesetzes um drei Jahre zu erstrecken. 
Dies ist in § 1 Nr. 2 bis 4 vorgesehen. 

Um die Kosten des Verfahrens möglichst 
niedrig zu halten und die Berechnung des 
Wertes des Streitgegenstandes auf eine ein- 
heitliche Grundlage zu stellen, ist in § 9 
Satz 1 bestimmt, daß der Wert des Streitge- 
genstandes ein Fünftel des Wertes der Hypo- 


thek beträgt. In der gerichtlichen Praxis 
haben sich auf Grund dieser Vorschrift unter- 
schiedliche Meinungen darüber gebildet, wie 
der Wert des Streitgegenstandes in den Fäl- 
len zu berechnen ist, in denen ein Teil der 
Hypothek bereits getilgt ist. Um auch inso- 
weit klarzustellen, daß bei einer bereits teil- 
weise getilgten Hypothek der getilgte Betrag 
bei der Feststellung des Wertes der Hypo- 
thek außer Betracht bleibt, daß cs also allein 
auf das eigene Interesse des Antragstellers 
an der Kraftloserklärung ankommt, be- 
stimmt § 1 Nr. 1, daß der Wert des Streit- 
gegenstandes ein Fünftel des Wertes der dem 
Antragsteller zustehenden Hypothek beträgt. 

$ 2 sieht das Inkrafttreten des Gesetzes 
am Tage nach seiner Verkündung vor, da- 
mit § 1 Nr. 1 sofort angewendet werden 
kann. Um die Wirkung der Vorschrift auf 
alle nicht abgeschlossenen Fälle zu erstrecken, 
bestimmt § 2 Satz 2, daß § 1 Nr. 1 auch an- 
zuwenden ist, wenn die Kosten noch nicht 
vollständig bezahlt sind. 

§ 3 sieht die Erstreckung der Geltung des 
Gesetzes vom 18. April 1950 in der durch 
das vorliegende Gesetz geänderten Fassung 
auf das Land Berlin vor. Dadurch sollen 
Schwierigkeiten beseitigt werden, die sich da- 
durch ergeben, daß das bisher in Berlin gel- 
tende Gesetz vom 7. Juli 1950 (VOBL I 
S. 287) in einzelnen Punkten von dem Wort- 
laut des Bundesgesetzes vom 18. April 1950 
abweicht. 
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